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Das Plangebiet wird im Wesentlichen begrenzt durch die Nordgrenze der Flurstücke 294, 296, das Parkhaus im Westen, 
die Nordgrenze der Flurstücke 227 und 264 im Süden und durch den Bahnkörper der Schnellbahntrasse im Osten.                                                                     

BEBAUUNGSPLAN und ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

BESTANDTEILE: Lageplan Maßstab 1:500, Zeichenerklärung, Textteil

KREIS LUDWIGSBURG
STADT VAIHINGEN AN DER ENZ
STADTTEIL KLEINGLATTBACH PLB. 3.6

V E R F A H R E N S V E R M E R K E

Als Satzung gemäß § 10 BauGB vom Gemeinderat beschlossen

Als Entwurf gemäß § 3 (2) BauGB ausgelegt

Satzungsbeschluss bekanntgemacht und in Kraft getreten.

vom: 20.11.2017

Auslegung bekannt gemacht

am: 25.04.2018

bis: 22.12.2017

am: 09.11.2017

Es gelten

- Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung v. 23.09.2004 (BGBI. I S. 2414) zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634)

- Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung v. 23.01.1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 21.11.2017 (BGBI. I S. 3786)

- Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) i.d.F. vom 18.12.1990 (BGBI. Teil 1, Nr. 3), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 04.05.2017 (BGBI. I S. 1057 ff)

- Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) i.d.F. vom 05.03.2010 (GBI. Nr. 7, S.358), zuletzt geändert am 
23.02.2017 (GBI. S. 99)

10.07.2017

"Parkhauserweiterung am Bahnhof"

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten im Geltungsbereich alle bisherigen Festsetzungen außer Kraft.                                                                 

ANLAGEN: Begründung zum Bebauungsplan (mit Umweltbericht und integrierter Eingriffs- / Ausgleichsbewerung) 
und den örtlichen Bauvorschriften

gez. i.V. Reitze
(Bürgermeister)

Ausgefertigt, Vaihingen an der Enz, den 26.04.2018
Bürgermeisteramt 

am: 03.05.2018

gez. i.V. Reitze
(Bürgermeister)

Vaihingen an der Enz, den 03.05.2018
Bürgermeisteramt 

/ 19.02.2018

Art der baulichen Nutzung § 9 (1) 1 BauGB, §§ 1 - 15  BauNVO

Maß der baulichen Nutzung § 9 (1) 1 BauGB,  §§ 16 - 21a  BauNVO

0,8 Grundflächenzahl (GRZ)  § 19 BauNVO

Bauweise, 
Überbaubare Grundstücksfläche

§ 9 (1) 2 BauGB, §§ 22 - 23 BauNVO

Baugrenze                

Verkehrsflächen 

Nutzungsschablone (Füllschema)

Grund-
flächen-
zahl

--

maximale Oberkante 
baulicher Anlagen

Art der 
baulichen 
Nutzung

Bauweise Dachform

§ 9 (1) 11  BauGB

abweichende Bauweisea § 22 BauNVO

§ 23 BauNVO

Planzeichenerklärung
gemäß § 2 PlanZV

siehe Textteil

Stellung baulicher Anlagen
Firstrichtungen (Gebäudehauptrichtungen)  

Sondergebiet gem. TextteilSO § 11 BauNVO

Sonderverkehrsfläche 
Zweckbestimmung: Wirtschaftsweg/Radweg/Gehweg

Max. Oberkante Gebäude gemäß TextteilOKmax  §§ 16 (2), 18 BauNVO

0,8 --

OKmax = 249,5 m ü. NNSO

a FD

T E X T T E I L
A      Bauplanungsrechtliche Festsetzungen

A.2.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) BauGB, §§ 1 - 15 BauNVO)       

SO Parkhaus
A.2.1.1 Sondergebiet (§ 11 BauNVO)

gemäß § 9 BauGB und BauNVO

A.2.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO)       

Grundflächenzahl (GRZ) siehe Planeinschrieb.
A.2.2.1 Zulässige Grundfläche (§ 19 BauNVO)

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksfläche, der Grundflächenzahl (GRZ) der Höhenlage und der Höhe der baulichen 
Anlage.

A.1 Räumlicher Geltungsbereich    
Der Bebauungsplan setzt die Grenzen seines räumlichen Geltungsbereichs fest (§ 9 Abs. 7 BauGB)

A.2 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 BauGB, BauNVO)       

Die zulässige Baumassenzahl/Geschossfläche darf gem. § 18 (2) BauNVO die Obergrenzen des 
§ 17 (1) BauNVO überschreiten.

Festgesetzt ist die maximal zulässige Gebäudeoberkante OK. Die Gebäudehöhe wird gemesssen 
bis Oberkante (OK) der Gebäude in Meter ü. NN (OK = First, Attika, Brüstung). Eine Überschreitung 
der zulässigen Gebäudehöhe ist mit untergeordneten Bauteilen (wie notwendige Treppenhäuser, 
Treppenüberdachungen) zulässig.

A.2.2.2 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 (2) und 18 BauNVO)

A.2.2.3 Obergrenzen für die Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung (§ 17 BauNVO)

A.2.3 Bauweise (§ 9 (1) 2 BauGB, § 22 BauNVO)       
a: abweichende Bauweise, wie offene Bauweise, jedoch ohne Begrenzung der Gebäudelänge.

A.2.4 Stellung baulicher Anlagen und Firstrichtung (§ 9 (1) 2 BauGB)       
Gebäudeachsen und Firstrichtung sind parallel zu den im Lageplan eingezeichneten 
Richtungspfeilen anzuordnen.

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen gem. § 14 BauNVO sind von dieser Festlegung 
nicht betroffen.

A.2.5 Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 (1) 2 BauGB u. § 23 BauNVO)       
Die Baugrenze ausnahmsweise überschritten werden, wenn dies im Rahmen der 
Ausführungsplanung aus betrieblichen Gründen erforderlich ist und die städtebaulichen Grundzüge 
erhalten bleiben. Eine Vergrößerung der überbaubaren Flächen ist nicht zulässig.

A.2.6 Flächen für Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen (§ 9 (1) 4 BauGB u. 
§ 12 BauNVO)       

Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren Fläche zulässig.
A.2.6.1 Stellplätze und Garagen (§ 9 (1) 4 BauGB, § 13 BauNVO)

Nebenanlagen sind, soweit Gebäude oder Gebäudeteile, nur innerhalb der überbaubaren Flächen 
zulässig.

A.2.6.1 Nebenanlagen (§ 9 (1) 4 BauGB, § 14 BauNVO)

A.2.7 Verkehrsfläche (§ 9 (1) 11 BauGB)      

Ein- und Ausfahrten ins Parkhaus sind nur von der Nordseite (Bahnhofsparkplatz) zulässig.
A.2.7.1 Ein- und Ausfahrten

Siehe Plandarstellung

Siehe Plandarstellung
A.2.7.2 Wirtschaftswege/Wartungswege

Zweckbestimmung: Wirtschaftsweg/Radweg/Gehweg
Siehe Plandarstellung

A.2.7.3 Sonderverkehrsfläche

A.2.8 Führung von Versorgungsleitungen (§ 9 (1) 13 BauGB)    
Versorgungsleitungen (z.B. Fernmeldeanlagen, Breitbandkabel) sind unterirdisch zu führen. 
Ausnahme: EnBW, DB. Leitung gem. Planeintrag. Bestehende Leitungen sind von dieser 
Festsetzung nicht betroffen.

A.2.9 Grünflächen (§ 9 (1) 15 BauGB) 

Zweckbestimmung: Siehe Planeinschrieb
A.2.9.1 Öffentliche Grünfläche

A.2.10 Mit Leitungsrecht zu belastende Flächen (§ 9 (1) 21 BauGB 
LR 1 (Hochspannungsleitung) zugunsten der Netze BW und DB Energie GmbH

LR 2 (Wasser) zugunsten Bodenseewasserversorgung 

Siehe auch Ziff. A.3.3 und C Hinweise

Umweltfreundliche Beleuchtung: 
Zum Schutz von Tieren ist nur umweltverträgliche Beleuchtung zulässig (z.B. nicht heiß werdende 
LED-Leuchten mit für Insekten ungefährlichem Gehäuse).

A.3.2.1 Maßnahmen auf öffentlichen Flächen

Oberflächenwasser:
Das auf dem Dach des Parkhauses anfallende Regenwasser ist direkt in den Hungerbach 
einzuleiten.

A.3.2 Maßnahmen und Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft (§ 9 (1) 20 BauGB) 

A.3.3 Pflanzgebote und Pflanzbindungen (§ 9 (1) 25 a, b BauGB)

Zur Eingrünung ist die Fläche mit einer Wiesenmischung einzusäen. Standortgerechte heimische 
Einzelgehölze sind zulässig.

A.3.3.1 Pflanzgebot 1 (Pfg1) - öffentliche Grünfläche

Die bestehende Feldhecke ist zu erhalten und ggfs. mit standortgerechten heimischen Gehölzen 
nachzupflanzen.

A.3.3.2 Pflanzbindung 1 (Pfb1) - Feldhecke

B      Örtliche Bauvorschriften
gemäß § 74 LBO

B.1 Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen (§ 74 (1) 1 LBO)    

für den Bebauungsplan ”Parkhauserweiterung am Bahnhof“

B.1.1 Dachform und Dachneigung      
Zulässig ist: FD-Flachdach

Bei zum Hauptbaukörper untergeordneten Bauteilen (max. 10 % der Gesamtgrundfläche des 
Gebäudes) kann hiervon abgewichen werden.

B.1.1 Dachform und Dachneigung      
Zulässig ist: FD-Flachdach

B.1.2 Solaranlagen    

Auf Flachdächern sind Solaranlagen bis zu einer Höhe von max. 1,50 m über Oberkante Dach 
(Attika) zulässig. Der Abstand zur Außenwand muss mindestens der Höhe der Solaranlage (inkl. 
Konstruktionshöhe) entsprechen.

Solaranlagen sind grundsätzlich zulässig.

B.1.3 Farbgebung der Außenwände  
Polierte und spiegelnde Oberflächen sind unzulässig. Hiervon ausgenommen sind Anlagen zur 
Solarenergiegewinnung.

Regelungen zum Schutz des Bodens bei Bauvorhaben

1. Wiederverwertung von Bodenaushub

Fachbereich Umwelt
November 2015    

1.1 Anfallender Bodenaushub ist in seiner Verwertungseignung zu beurteilen und bei entsprechender 
Qualifizierung wieder zu verwerten. Die VwV des UM für die „Verwertung von als Abfall 
eingestuftem Bodenmaterial“ ist hierbei zu beachten (gilt für den Einbau unterhalb einer 
Rekultivierungsschicht).Für den Umgang mit Bodenmaterial, welches für Rekultivierungszwecke 
bzw. Meliorationsmaßnahmen vorgesehen ist, gelten die Vorgaben der Hefte 10 und 28 aus der 
Reihe Luft-Boden-Abfall, UM Baden-Württemberg (v.a. Lagerung, Einbringung). Ebenso sind die 
Anforderungen nach § 12 BBodSchV (Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung) und die DIN 
19731 (Verwertung von Bodenmaterial) einzuhalten.

1.2 Einer Vor-Ort-Verwertung des Bodenaushubs innerhalb des Baufeldes (Erdmassenaus-gleich) ist 
grundsätzlich Vorrang einzuräumen. Diesem Erfordernis ist bereits in der projektspezifischen 
Planung (z.B. Reduzierung der Einbindetiefen) Rechnung zu tragen.

1.3 Zu Beginn der Baumaßnahmen ist der Mutterboden (humoser Oberboden, oberste15-30cm) 
abzuschieben (§ 202 BauGB). Er ist vom übrigen Bodenaushub bis zur weiteren Verwertung 
getrennt zu lagern und vor Verdichtung (kein Befahren) und Vernässung (Böschungen profilieren) 
zu schützen. Die Mieten dürfen max. 2m hoch geschüttet werden und sind bei einer Lagerdauer > 6 
Monate mit tiefwurzelnden, mehrjährigen Pflanzen zu begrünen. Eine vorhandene Vegetation ist im 
Vorfeld zu mähen und zu mulchen.

1.4 Bodenaushub unterschiedlicher Verwertungseignung ist separat in Lagen auszubauen, ggfs. 
getrennt zu lagern und spezifisch zu verwerten. Unbrauchbare und/oder belastete Böden sind von 
verwertbarem Bodenaushub zu trennen und einer Aufbereitung oder einer geordneten Entsorgung 
zuzuführen.

2. Bodenbelastungen

2.1 Der Baubetrieb ist so zu organisieren, dass betriebsbedingte unvermeidliche Bodenbelastungen 
(z.B. Verdichtungen, Erosion) auf das engere Baufeld beschränkt bleiben. Künftige Freiflächen (z.B. 
Ausgleichsflächen, Wiesen) sind deshalb vom Baubetrieb durch Absperrbänder freizuhalten. 
Verdichtungen sind am Ende der Bauarbeiten durch Tiefenlockerungsmaßnahmen bis unterhalb des 
Verdichtungshorizontes zu beseitigen.

2.2 Hinweise, wie eine bodenschonende Bauausführung zu planen und umzusetzen ist, gibt das neu 
erschienene BVB-Merkblatt Band 2 „Bodenkundliche Baubegleitung“ des Bundesverbandes Boden 
(ISBN 978 3 503 15436 4, Erich Schmidt Verlag GmbH, 2013).

2.3 Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. Vermischungen 
mit Bodenmaterial auszuschließen sind (z.B. Lagerung auf Geotextil).

2.4 Werden im Zuge der abzustimmen Bauarbeiten stoffliche Bodenbelastungen angetroffen, ist der 
weitere Handlungsbedarf mit dem Landratsamt Ludwigsburg, Fachbereich Umwelt.

Verkehrsflächen § 9 (1) 11  BauGB

siehe Textteil

Stellung baulicher Anlagen
Firstrichtungen (Gebäudehauptrichtungen)  

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte § 9 (1) 21 BauGB

Grünflächen § 9  (1) 15 BauGB

öffentliche Grünfläche

Sonderverkehrsfläche 
Zweckbestimmung: Wirtschaftsweg/Radweg/Gehweg

Leitungsrecht zu Gunsten des Leitungsträgers LR 1    

LR 2 Leitungsrecht Bodenseewasserversorgung 

Wirtschaftsweg

Von der Bebauung freizuhaltende Schutzflächen  § 9 (1) 24 BauGB

Flächen von Bebauung freizuhalten gem. Textteil

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches  § 9 (7) BauGB

Örtliche Bauvorschriften  und sonstige Festsetzungen

Aufschüttungen (Bestand)

Abgrabungen (Bestand)

Flächen zur Herstellung des Straßenkörpers  § 9 (1) 26 BauGB

Pfb 1, flächige Pflanzbindung  9 (1) 25b BauGB

Pflanzgebote und Pflanzbindungen
§ 9 (1) 25 BauGB

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches  § 9 (7) BauGB

FlachdachFD

Örtliche Bauvorschriften  und sonstige Festsetzungen

 § 74 (1) 1 LBO

 § 16 (5) BauNVO
Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen,
Gebäudehöhen

Aufschüttungen (Bestand)

Abgrabungen (Bestand)

maximale Dachneigung (Altgrad)DNmax  § 74 (1) 1 LBO

Kennzeichnungen und nachrichtliche Übernahmen

vorhandene Grundstücksgrenze

 § 9 (6) BauGB

Flurstücksnummer280

vorhandene Bebauung

bestehende Höhenlinien240

bestehende Geländehöhen238,40

Hochspannungsleitung

Schutzstreifen Hochspannungsleitung

nach § 30 BNatschG / § 33 NatSchG BW geschütztes Biotop

Bäume Bestand

Feldhecke Bestand

Schutzstreifen Bodenseewasserversorgung / Entleerungsleitung 

A.3.1 Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich (§ 9 (1a) BauGB )
Siehe Planeinschrieb

A.3 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN ZUR 
GRÜNORDNUNG(§§ 1a und 9 BauGB)       

Ausgleichs-/Ersatzmaßnahmen: 
Dem naturschutzrechtlichen Eingriff werden folgende Ausgleichsmaßnahmen zugeordnet:

Innerhalb des Gebietes
A 1: Verbesserung der Grundwassergüte 
Umwandlung von Acker in Grünland.

Außerhalb des Gebietes
E-1: Feldhecke
Auf dem Flst. Nr. 1598, Gemarkung Aurich im Gewann Aischer wird auf einer Länge von 162 m und 
einer Breite von 5 m eine Feldhecke mit gebietsheimischen Gehölzen angelegt. Die Maßnahme 
ergibt einen Ausgleich für den Verlust von 810 qm Feldhecke.

E-1: Buntbrache Kleine Reut
Entwicklung einer Buntbrache im Gewann Kleine Reut, Flst. Nr. 3654 südlich der Ortslage von 
Gündelbach. Die Maßnahme ergibt einen Ausgleich mit 102.748 ÖP. Davon werden für den Eingriff 
des vorliegenden BP 75.272 ÖP benötigt.

B.2 Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten 
Grundstücke (§ 74 (1) 3 LBO)   

B.2.1 Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke 
(§ 74 (1) 3 LBO) 
Wenig belastete Verkehrsflächen wie Erschließungswege sind mit wasserdurchlässigen Belägen 
auszuführen. Grünflächen sind so zu gestalten, dass das dort anfallende Niederschlagswasser 
zumindest teilweise versickern kann.

B.2.2 Einfriedigungen (§ 74 (1) 3 LBO)
Einfriedungen sind nicht zulässig.

A.2.11 Von der Bebauung freizuhaltende Schutzflächen (§ 9 (1) 24 BauGB)  
Die im Plan gekennzeichneten Flächen im Bereich der Schutzräume für die Fundamente
der Hochspannungsleitungsmasten sind von jeglicher Bebauung freizuhalten.

Siehe Hinweis C 11.

A.2.12 Flächen zur Herstellung des Straßenkörpers (§ 9 (1) 26 BauGB 
i.V.m. § 126 (1) 1 BauGB)  
Zur Herstellung des Straßenkörpers sind in den an öffentliche Verkehrsflächen angrenzenden 
Grundstücken in einer Breite bis max. 25 cm und in einer Tiefe von 35 cm unterirdische 
Stützbauwerke entlang der Grundstücksgrenzen von den Angrenzern zu dulden. (Hinterbeton von 
Randsteinen und Rabatten).

C      Hinweise
C.1 Grundwasser

C.2 Bodenschutz
Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG), 
insbesondere auf §§ 4 und 7 wird hingewiesen. In diesem Sinne gelten für
jegliche Bauvorhaben die getroffenen Regelungen zum Schutze des Bodens.

Bei Erschließen von Grundwasser muss dies dem Landratsamt angezeigt werden. Die Bauarbeiten 
sind bis zur Entscheidung des Landratsamtes einzustellen.
Für eine eventuell notwendige Grundwasserableitung während der Bauzeit und eine 
Grundwasserumleitung während der Standzeiten von Bauwerken ist eine wasserrechtliche Erlaubnis 
erforderlich. Eine dauernde Grundwasserabsenkung ist nicht zulässig.

Auf das Merkblatt zum Bodenschutz bei Baumaßnahmen wird verwiesen. Siehe Anhang

C.3 Schutz des Mutterbodens
Mutterboden, der bei der Errichtung oder Änderungen baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen 
Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und an 
geeigneten Stellen wieder einzubauen.

C.4 Bodendenkmale
Auf die Meldepflicht von Bodenfunden gem. § 20 Denkmalschutzgesetz wird verwiesen.

C      Hinweise
C.1 Grundwasser

Bei Erschließen von Grundwasser muss dies dem Landratsamt angezeigt werden. Die Bauarbeiten 
sind bis zur Entscheidung des Landratsamtes einzustellen.
Für eine eventuell notwendige Grundwasserableitung während der Bauzeit und eine 
Grundwasserumleitung während der Standzeiten von Bauwerken ist eine wasserrechtliche Erlaubnis 
erforderlich. Eine dauernde Grundwasserabsenkung ist nicht zulässig.

C.6 Entwässerung
Die Untergeschosse der Gebäude im Plangebiet sind teilweise nicht frei entwässerbar.

C.7 Baufeldbereinigung/Rodungen
In der Zeit von 1.03. bis 30.09. eines Jahres sind Baufeldbereinigungen und Rodungen gemäß § 39 
(5) BNatSchG verboten.

C.8 Immissionen aus Betrieb und Unterhaltung der Eisenbahn
Immissionen aus Betrieb und der Unterhaltung der Eisenbahn sind entschädigungslos zu dulden, 
hierzu gehören auch Bremsstaub, Lärm, Erschütterungen und elektrische Beeinflussung durch 
magnetische Felder. Nutzungskonflikte: Es ist mit einer Beeinflussung von Monitoren, medizinischen 
Untersuchungsgeräten und anderen auf magnetische Felder empfindlich reagierenden Geräten zu 
rechnen. Auch eine Beeinträchtigung des Funk- und Fernsehempfangs ist möglich.
Schutzmaßnahmen gegen Einwirkungen aus dem Bereich der Eisenbahn haben auf Kosten des 
Bauherrn zu erfolgen.

C.9 BWV-Leitungen
Bei nachrichtlich gekennzeichneten BWV-Leitungen ist bei Pflanzung von Bäumen und 
tiefwurzelnden Sträucher ein Schutzstreifen von 6 n Breite zu beachten. Auf die Merkblätter der 
Bodenseewasserversorgung wird verwiesen.

C.10 Schutzstreifen unter den Hochspannungsleitungen
Im Schutzstreifen der 110 KV-Leitung ist zu beachten:
- Bei Anpflanzungen ist ein Mindestabstand von 5,0 m von den Leiterseilen der 

Hochspannungsleitungen einzuhalten.
- Bauanlagen, die im Schutzstreifen der Leitungstrasse im Plangebiet liegen, sind dem 

Leitungsträger von Baugenehmigung vorzulegen. Jegliches Tangieren des Schutzstreifens (z.B. 
mit Baufahrzeugen wie Bagger, Kran etc). ist mit dem Netzbetreiber vor Baugenehmigung 
abzustimmen, dabei sind die Höhenangaben zur Dachoberkan-te in Meter über NN anzugeben. 
Zur Baugenehmigung ist das Abstimmungsergebnis vorzulegen.

- Bei Arbeiten aller Art müssen die Abstände, entsprechend der Stellungnahme der DB Energie 
GmbH vom 29.07.2014, gem. DIN VDE 0210 und DIN VDE 0105 eingehalten werden.

- Im Rahmen der Planung von Beleuchtungs-, Lärmschutz- und Beregnungsanlagen ist die 
Einwilligung der DB Energie einzuholen.

- Pflanzgebote im Leitungsschutzstreifen sind im Benehmen der DB Energie zulässig. 

C.5 Baugrunduntersuchung
Objektbezogene Baugrunduntersuchungen werden entsprechend der Stellungnahme des 
Landratsamtes LB vom 04.09.2014 gemäß DIN 4020 empfohlen.

C.11 Strommasten
- Die Standsicherheit der Maste muss gewahrt bleiben. In einem Radius von 9 m zur           

Fundamentkante dürfen keine Abtragungen bzw. Aufschüttungen von Erdreich durchgeführt 
werden. (Siehe auch A. 2.11)
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